
 

7 Höhe der Geldbußen und der Verwarnungsgelder 

7.1 Zumessungscharakter von BKatV 

Abweichen vom Regelsatz 
 

- Der Bußgeldkatalog stellt Zumessungsregeln für die Bemessung der Geldbuße dar. Sie sind aufgestellt, um für sehr 
häufig vorkommende OWi eine gleichmäßige Behandlung durchzusetzen. Je häufiger die Verstöße in der Praxis sind, 
desto stärker ist eine gewisse Schematisierung notwendig, um unterschiedliche Beurteilungen in allgemeinen Bewer-
tungsfragen durch zahlreiche Verwaltungsangehörige zu vermeiden. Solche unterschiedlichen Bewertungen könnten 
aus der Sicht der Betroffenen nicht nachvollzogen werden und würden daher auf Unverständnis stoßen. Buß- und 
Verwarnungsgeldkatalog wollen deshalb aus übergeordnet erscheinenden Gerechtigkeitserwägungen bei massenhaft 
vorkommenden Zuwiderhandlungen eine möglichst gerechte Erledigung herbeiführen. In diesem Sinne sind sie für 
sämtliche Bußgeldbehörden bindend. 

 
- Die Regelfallkonstruktion der BKatV lässt bei Fällen, die sich von der üblichen Begehungsweise unterscheiden, je-

doch einen Ermessensspielraum. 
Die Bußgeldregelsätze gelten nur, sofern fahrlässige Begehungsweise und gewöhnliche Tatumstände (Abschnitt I des 
Bußgeldkataloges) oder vorsätzliche Begehungsweise und gewöhnliche Tatumstände (Abschnitt II des Bußgeldkata-
loges) vorliegen. Die Bußgeldbehörden sind also verpflichtet, objektive oder subjektive Tatumstände, die die Hand-
lung im Vergleich zum Regelfall als weniger schwerwiegend kennzeichnen, zugunsten des Betroffenen zu berücksich-
tigen und somit im Einzelfall die Regelgeldbuße zu unterschreiten. Die Bußgeldbehörden sind  berechtigt, bei Tatum-
ständen, die die Handlung im Vergleich zum Regelfall als schwerwiegender kennzeichnen, im Einzelfall die Regel-
geldbuße zu überschreiten. Dies ist insbesondere der Fall, wenn die Tatbestände des Abschnittes I des Bußgeldkata-
logs vorsätzlich verwirklicht werden und für diesen Fall kein gesonderter Tatbestand im Abschnitt II des Bußgeldkata-
logs geregelt ist. 

 
- Die Buß- und Verwarnungsgeldregelsätze gehen (außer in Nr. 152.1, 241.1, 241.2, 242.1, 242.2 BKat) außerdem da-

von aus, dass gegen den Betroffenen nicht bereits Eintragungen im VZR vorliegen. 
 
Früher begangene OWi (und Straftaten) können also zum Nachteil des Betroffenen verwertet werden, soweit (in sach-
licher und zeitlicher Hinsicht) ein innerer Zusammenhang zu der neuen OWi gegeben ist; jedoch können auch frühere 
Taten, die nicht zu einer „Vorverurteilung“ geführt haben, zum Nachteil des Betroffenen ins Gewicht fallen, wenn sich 
daraus in Bezug auf die neue Tat ergibt, dass der Betroffene die in einem bestimmten Bereich geltenden Gebote und 
Verbote missachtet oder sich auch nur fahrlässig wiederholt darüber hinweggesetzt hat, so dass ihm ein gesteigerter 
Vorwurf anzulasten ist. Für die Bemessung der Geldbuße können Anzahl und Art der Eintragungen im VZR daher 
Bedeutung haben; die Anzahl der Punkte hingegen ist unerheblich. 

 

7.2 Verfahren beim Abweichen vom Regelsatz 

 
- In den Fällen, in denen von der Regelgeldbuße gem. § 17 OWiG abgewichen wird, ist § 17 OWiG anzugeben. Der 

entsprechende Hinweis ist in der Mitteilung an das KBA anzugeben (SDÜ-VZR-MIT: „Feldname: REGRU“). 
 
- In Fällen, in denen anstatt der Regelgeldbuße mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffenen 

nur eine Geldbuße in Höhe eines Verwarnungsgeldes verhängt wird, ist § 28a StVG anzugeben. Die entsprechenden 
Angaben sind in der Mitteilung an das KBA stets anzugeben (SDÜ-VZR-MIT: „Feldname: REGRU“). Ferner ist in 
den Fällen des § 28a StVG lt. SDÜ-VZR-MIT: in „Feldname: BG28A“ der entsprechende Schlüssel aufzunehmen. 

 

7.3 Tatbestandskatalog ergänzt BKatV 

 
Die im Tatbestandskatalog enthaltenen Tatbestände: 
- übernehmen die Regelungen der BKatV, 
- gliedern die dort enthaltenen Tatbestandsbeschreibungen in häufige Begehungsvarianten auf, 
- setzen die allgemeinen Erhöhungsregeln von BKatV um (vgl. Nr. 7.4.3), 
- stellen weitere Tatbestände auf, die die BKatV nicht berücksichtigt. (Die Regelsätze sind im Auftrag der Bundesländer 

vermerkt worden.) 
 

7.4 Wesentliche Regelungen der BKatV 

 
Auf folgende wesentliche Regelungen der BKatV, die in den einzelnen Tatbeständen bereits berücksichtigt worden sind, 
wird besonders aufmerksam gemacht. 

 

7.4.1 Regelfallkonstruktion 

(§ 1 Abs. 2 BKatV, § 3 Abs. 1 BKatV) 
 
Die im Bußgeldkatalog bestimmten Beträge sind Regelsätze, die von fahrlässiger Begehung und gewöhnlichen Tatum-
ständen (Abschnitt I des Bußgeldkataloges) oder von vorsätzlicher Begehung und gewöhnlichen Tatumstände (Ab-
schnitt II des Bußgeldkataloges) ausgehen. Etwaige Eintragungen des Betroffenen im Verkehrszentralregister sind nicht 
berücksichtigt, soweit nicht in den Nummern 152.1, 241.1, 241.2, 242.1, 242.2 des Bußgeldkataloges etwas anderes 
bestimmt ist. 

 
 



 

7.4.2 Generelle Regelung zur Erhöhung 

(§ 3 Abs. 3 BKatV) 
 
Die Regelsätze erhöhen sich bei Vorliegen einer Gefährdung oder Sachbeschädigung nach der Tabelle 4 des Anhangs 
des Bußgeldkataloges.  

 

7.4.3 Erhöhung der Regelsätze 

bei Hinzutreten einer Gefährdung oder Sachbeschädigung 
 

Die im Bußgeldkatalog bestimmten Regelsätze, die einen Betrag von mehr als 35 Euro vorsehen, erhöhen sich beim Hin-
zutreten einer Gefährdung oder Sachbeschädigung, soweit diese Merkmale nicht bereits im Grundtatbestand enthalten 
sind, wie folgt: 

 
Bei einem Regelsatz für den 
Grundtatbestand von Euro 

mit Gefährdung 
auf Euro 

mit Sachbeschädigung 
auf Euro 

40 50 60 
50 60 75 
60 75 90 
70 85 105 
75 90 110 
80 100 120 
90 110 135 
95 115 140 

100 120 145 
110 135 165 
120 145 175 
130 160 195 
135 165 200 
140 170 205 
150 180 220 
160 195 235 
180 220 265 
190 230 280 
200 240 290 
235 285 345 
240 290 350 
250 300 360 
270 325 390 
280 340 410 
285 345 415 
320 385 465 
350 420 505 
360 435 525 
380 460 555 
400 480 580 
405 490 590 
425 510 615 
440 530 640 
480 580 600 
500 600 720 
560 675 810 
600 720 865 
635 765 920 
680 820 985 
700 840 1000 
760 915 1000 

 
 
 
Enthält der Grundtatbestand bereits eine Gefährdung, führt Sachschaden zu folgender Erhöhung: 

 
Bei einem Regelsatz für den 
Grundtatbestand von Euro 

mit Sachbeschädigung 
auf Euro 

  
40 50 
50 60 
60 75 
70 85 
75 90 
80 100 

100 120 
150 180 

 
 



7.4.4 Besondere Erhöhungssätze 

(§ 3 Abs. 4 BKatV) 
 
Wird von dem Führer eines kennzeichnungspflichtigen Kraftfahrzeugs mit gefährlichen Gütern oder eines Kraftomnibus-
ses mit Fahrgästen ein Tatbestand 
1. der Nummern 8.1, 8.2, 15, 19, 19.1, 19.1.1, 21, 21.1, 212, 214.1, 214.2, 223 oder  
2. der Nummern 12.5 oder 12.6, jeweils in Verbindung mit der Tabelle 2 des Anhangs, oder 
3. der Nummern 198.1 oder 198.2, jeweils in Verbindung mit der Tabelle 3 des Anhangs, 

des Bußgeldkataloges verwirklicht, so erhöht sich der dort genannte Regelsatz, auch in den Fällen des Absatzes 3, 
jeweils um die Hälfte. 
Der nach Satz 1 erhöhte Regelsatz ist auch anzuwenden, wenn der Halter die Inbetriebnahme eines kennzeich-
nungspflichtigen Kraftfahrzeugs mit gefährlichen Gütern oder eines Kraftomnibusses mit Fahrgästen in den Fällen 

1. der Nummern 189.1.1, 189.1.2, 189.2.1, 189.2.2, 189.3.1, 189.3.2, 213 oder 
2. der Nummern 199.1, 199.2, jeweils in Verbindung mit der Tabelle 3 des Anhangs, oder 224 

des Bußgeldkatalogs anordnet oder zulässt. 
 

7.4.5 Vorsätzlich begangene Ordnungswidrigkeiten 

(§ 3 Abs. 4a BKatV) 
 
Wird ein Tatbestand des Abschnitts I des Bußgeldkataloges vorsätzlich verwirklicht, für den ein Regelsatz von mehr als 
35 Euro vorgesehen ist, so ist der dort genannte Regelsatz, auch in den Fällen, in denen eine Erhöhung nach den Ab-
sätzen 2, 3 oder 4 vorgenommen worden ist, zu verdoppeln. Der ermittelte Betrag wird auf den nächsten vollen Euro-
Betrag abgerundet. Die entsprechenden Angaben sind auch in der Mitteilung an das KBA (SDÜ-VZR-MIT: „Feldname: 
REGRU“) stets anzugeben. 
 

7.4.6 Tateinheit im Bußgeldbereich (vergl. Nr. 6) 

(§ 3 Abs. 5 BKatV) 
 
Werden durch eine Handlung mehrere Tatbestände des Bußgeldkataloges verwirklicht, so ist nur ein Regelsatz, bei un-
terschiedlichen Regelsätzen der höchste, anzuwenden. Dieser kann angemessen erhöht werden.  
 

7.4.7 Nichtmotorisierte Verkehrsteilnehmer 

(§ 3 Abs. 6 BKatV) 
 
Bei Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des Straßenverkehrsgesetzes, die von nichtmotorisierten Verkehrsteilnehmern be-
gangen werden, ist, sofern der Bußgeldregelsatz mehr als 35,00 Euro beträgt und der Bußgeldkatalog nicht besondere 
Tatbestände für diese Verkehrsteilnehmer enthält, der Regelsatz um die Hälfte zu ermäßigen. Beträgt der nach Satz 1 
ermäßigte Regelsatz weniger als 40,00 Euro, so soll eine Geldbuße nur festgesetzt werden, wenn eine Verwarnung mit 
Verwarnungsgeld nicht erteilt werden kann. 

 

7.4.8 Fußgänger, Radfahrer 

(§ 2 Abs. 4 BKatV) 
 
Bei Fußgängern soll das Verwarnungsgeld in der Regel 5,00 Euro, bei Radfahrern 10,00 Euro betragen, sofern der 
Bußgeldkatalog nichts anderes bestimmt. 
 

7.4.9 Minderung von Verwarnungsgeldregelsätzen 

(§ 2 Abs. 5 BKatV) 
 
Ist im Bußgeldkatalog ein Regelsatz für das Verwarnungsgeld von mehr als 20,00 Euro vorgesehen, so kann er bei of-
fenkundig außergewöhnlich schlechten wirtschaftlichen Verhältnissen des Betroffenen bis auf 20,00 Euro ermäßigt wer-
den. 
 

7.4.10 Tateinheit-Tatmehrheit im Verwarnungsgeldbereich 

(§ 2 Abs. 6, 7, 8 BKatV) 
 
Werden durch dieselbe Handlung mehrere geringfügige Ordnungswidrigkeiten begangen, für die eine Verwarnung mit 
Verwarnungsgeld in Betracht kommt, so wird nur ein Verwarnungsgeld, und zwar das höchste der in Betracht kommen-
den, erhoben. Hat der Betroffene durch mehrere Handlungen geringfügige Ordnungswidrigkeiten begangen oder gegen 
dieselbe Vorschrift mehrfach verstoßen, so sind die einzelnen Verstöße getrennt zu verwarnen. Es ist jedoch zu prüfen, 
ob die Handlung oder die Handlungen insgesamt noch geringfügig sind. 
 



 

7.4.11 Erhöhung der Verwarnungsgeldregelsätze 

 
Die im Bußgeldkatalog bestimmten Regelsätze (Verwarnungsgeldregelsätze und Bußgeldregelsätze) sind bei Hinzutre-
ten einer Gefährdung oder Sachbeschädigung angemessen zu erhöhen, soweit diese Merkmale nicht bereits im Tat-
bestand enthalten sind. 

 


